Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drucksache 1490 (neu) 


Antrag 

der Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FDP, DP 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Frist für die Anfechtung von Entscheidungen 
des Deutschen Patentamts 


Der Bundestag bat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§ 1 

(1) Beschlüsse und Entscheidungen des Patent- 
amts, die bis zum 13. Juni 1959 ergangen sind, 
können, soweit bei Inkrafttreten dieses Gesetzes 
der Verwaltungsrechtaweg gegeben ist, nur noch 
bis zum Ablauf eines Monats nach dem Inkrafttre- 
ten dieses Gesetzes oder bis zum Ablauf eines Jah- 
res nach Zustellung des Beschlusses oder der Ent- 
scheidung, sofern diese Frist später abläuft, bei den 
Verwal tun gagerichten angefochten werden. 

(2) Sofern die auf Grund der Bekanntmachung 
einer Patentanmeldung (§ 30 des Patentgesetzes) 
einstweilen eingetretenen gesetzlichen Wirkungen 
des Patents bei Inkrafttreten dieses Gesetzes noch 
bestehen, obwohl das Patent vor dem 13. Juni 1959 
vom Patentamt versagt worden ist (§ 35 Abs. 2 des 
Patentgesetzes), sind Dritte, die den Gegenstand 
der Patentanmeldung in der Zeit zwischen der Ver- 
sagung des Patents und dem 13. Juni 1959 in Be- 
nutzung genommen oder in dieser Zeit die dazu 
erforderlichen Veranstaltungen getroffen haben, 


vom Inkrafttreten des Gesetzes an befugt, den Ge- 
genstand der Patentanmeldung gegen angemessene 
Vergütung für die Bedürfnisse ihres eigenen Be- 
triebes in eigenen oder fremden Werkstätten wei- 
terzubenutzen. Dies gilt auch für die Zeit nach der 
Erteilung des Patents. Diese Befugnis kann nur zu- 
sammen mit dem Betrieb vererbt oder veräußert 
werden. Der Vergütungsanspruch kann erst nach 
der Erteilung des Patents geltend igemadit werden. 

(3) Die angemessene Vergütung wird auf schrift- 
lichen Antrag eines Beteiligten durch das Patent- 
amt festgesetzt. § 14 Abs. 4 Satz 2 bis 6 des Patent- 
gesetzes ist anzuwenden. 


§ 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überl ei tungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


§ 3 

Dieses Gesetz tritt am 1. März 1960 in Kraft. 


Bonn, den 15. Januar 1960 


Dr. Krone und Fraktion 
Ollenhauer und Fraktion 
Dr. Budier und Fraktion 
Schneider (Bremerhaven) und Fraktion 
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